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Gregor Poletti

Der Traum, das Haslital und das
Obergoms mit Schienen zu ver-
binden, ist fast so alt wie die Ge-
schichte der Eisenbahn selbst.
Bereits 1850wurde die Idee erst-
mals formuliert, gestern hat der
Ständerat einen grossen Schritt
vorwärts gemacht. Er hat einen
entsprechenden parlamentari-
schen Vorstoss überwiesen.

Der Bundesrat erhält damit
denverpflichtendenAuftrag, den
Ausbauschritt 2035 fürdie Eisen-
bahninfrastruktur mit einem
multifunktionalenGrimseltunnel
zu ergänzen–daswürde auchdie
Finanzierung der Projektierung
erlauben.Konkret heisst das: Der
Bau eines fast 23 Kilometer lan-
gen Schmalspurtunnels durch
das Bergmassiv hat seine erste
Hürde genommen.

Wie kam es zu diesem doch
überraschend deutlichen Ent-
scheid in einer Zeit, in der die
neue Finanzministerin Karin
Keller-Suttermit eindringlichen
Worten zum Sparen aufruft? Die
Spur führt ins Wallis, zu einem
Rechtsanwalt und Mitte-Politi-
ker – berühmt und ein bisschen
auch berüchtigt als Strippenzie-
her für innovative, aber oft auch
umstrittene Vorhaben: Stände-
rat Beat Rieder. Schon im letzten
Herbst trug ermassgeblich dazu
bei, dass die Schweizer Energie-
politik umgekrempeltwurde. So-
laranlagen in den Alpen sind ab
sofort erlaubt, die Grimselstau-
mauer kann erhöht werden.

Hochspannungsleitung
durch die Grimsel
Als Verwaltungsrat der Grimsel-
bahn AG, die seit gut zehn Jah-
ren das Projekt eines 23 Kilome-
ter langen Eisenbahntunnels vo-
rantreibt, kamRieder damals zur
Erkenntnis:Wenn er das Projekt
nicht subito und mit Getöse ins
Bundeshaus trägt, könnte es vor-
bei sein mit der Vision eines
durchgehenden Schmalspurnet-
zes mit einer Länge von 850 Ki-
lometern in denAlpen.Dem ehr-
geizigen Projekt drohten die Fel-
le davonzuschwimmen und
Millionenbeträge zu versanden
– die GrimselbahnAG hat bereits
6 Millionen Franken in Projek-
tierungsarbeiten investiert, der
Bund auch schon 3 Millionen.

Hintergrund für diese Eile
sind zwei Bewilligungsverfah-
ren, die parallel laufen, aber mit
unterschiedlichen Geschwindig-
keiten unterwegs sind. Denn be-
reits sicher ist, dass die Übertra-
gungsnetzbetreiberin Swissgrid
eine neue Hochspannungslei-
tung durch die Grimsel verlegt.
Das Sachplanverfahren für die-
ses Projekt ist abgeschlossen.
Spätestens 2027 soll es mit den
Bauarbeiten losgehen. Dieser
Tunnelwird also gebaut, so oder
so. Die Vision der Schmalspur-
bahnfreunde: Wenn man schon
ein Loch durch Granit und Gneis
bohrt, kann man es auch ein
bisschen grössermachen, damit
Züge durch den Berg fahren kön-
nen. Beim Eisenbahntunnel lie-
gen die Pläne zwar auf dem
Tisch, aber es fehlt ein Finanzie-
rungsbeschluss.

Denwill Riedermit seinerMo-
tion vorantreiben, dieser Be-
schlussmüsse noch 2023 vorlie-
gen. Damit nahm er auch die
Umgehung der normalerweise

üblichen Prozesse in Kauf. Der
Bundesrat lehnte RiedersVorge-
hen ab, sowieso sei das Kosten-
Nutzen-Verhältnis eines solchen
Eisenbahntunnels «ungünstig».
Das zweifelten gestern zwar auch
einzelne Ständeräte an, störten
sich aber vor allem am forschen
Vorgehen des Wallisers. So sag-
te etwa Rieders Luzerner Partei-

kolleginAndrea Gmür-Schönen-
berger in derRatsdebatte: «Wenn
wir dieser Motion zustimmen,
dann können wir sämtliche Re-
geln, diewir selbst bestimmt ha-
ben, schlicht und einfach über
Bord werfen.»

Dieser Problematik war man
sich bereits in dervorberatenden
Kommission bewusst. So sagte

der Bieler Hans Stöckli (SP), der
dem Projekt durchaus wohlge-
sinnt ist, dassman hiernicht aufs
Ganze gehen sollte: «Wenn wir
zu stark pushen, riskierenwir ei-
nen Schiffbruch.» Deshalb eilte
ein anderer Bergler Rieder zu
Hilfe: der Urner Ständerat Josef
Dittli (FDP). Er formulierte als
Kompromiss einen Kommissi-
onsvorstoss, der einwenigTem-
po aus demVorhaben nimmt und
die verwaltungstechnischenAb-
läufe mitberücksichtigt.

Die Vorgänge in der vorbera-
tenden Verkehrskommission
sorgten für einigen Wirbel, weil
KommissionspräsidentHansWi-
cki (FDP) denVerwaltungsrat der
Grimselbahn AG präsidiert und
nicht in den Ausstand trat. Die
«NZZ am Sonntag» thematisier-
te diesen Interessenkonflikt auf-
grund des vertraulichen Sit-
zungsprotokolls, das auch dieser
Zeitung vorliegt.

Wicki verwies in der Ratsde-
batte mit einer spitzen Bemer-
kung auf diesenArtikel vom letz-

tenWochenende und deklarierte
überdeutlich, dass er Verwal-
tungsratspräsident des Projekts
sei und dieses aus Überzeugung
unterstütze. Er sagte aber auch,
dassmanbei derGrimselbahnAG
Angst gehabt habe.Nämlich dass
man nicht warten könne, bis das
Parlament dann irgendwann Ja
zu einemBahntunnel sage.Dann
sei das ZeitfensterwegenderPlä-
ne von Swissgrid wieder zu.

«Der Grimselgranit
ist härter alsmein Kopf»
Dieses Argument ist auch in den
Städten angekommen. Der Zür-
cher Ständerat Ruedi Noser
(FDP) verwies darauf, dass sich
derBund sogarverpflichtet habe,
solche Projekte zu bündeln:
«Wenn wir ein Kabel verlegen,
dann sollte es dochmöglich sein,
zu überlegen, obman Synergien
nutzen kann.» Zudem müsse
man doch in den grossenAgglo-
merationen ein grosses Interes-
se haben an einer dezentralen
Bevölkerungsstruktur in der
Schweiz: «Der Grimseltunnel
wäre eine einmalige touristische
Aufwertung derAlpenregion von
Zermatt bis Disentis.»

Rieder gab gegenüber dieser
Zeitung schon imVorfeld derDe-
batte zu verstehen, dass er seine
Motion zurückziehen werde,
sollte der Rat der Kommissions-
motion zustimmen. Das tat er
auch. «Ich weiss auch, wann die
Ziele erreicht sind», betonte er
nach denVoten im Ständerat.Die
Sympathien für dieses Projekt
seien übergreifend gross gewe-
sen: «Der Grimselgranit ist här-
ter als mein Kopf.»

Sollte auch derNationalrat zu-
stimmen,wird derBundesrat bis
im August eine Standortbestim-
mung vorlegen und die Projek-
tierungskosten ausweisen. 2026
könnte lautVerkehrsministerAl-
bert Rösti das Parlament dann
entscheiden, ob es den Grimsel-
tunnel will oder nicht.

Ein neuerMegatunnel durch die Alpen
Wichtige Hürde genommen An der Grimsel soll ein 23 Kilometer langer Eisenbahntunnel entstehen.
Dank einem Brechstangen-Vorstoss aus demWallis – und verständnisvollen Städtern.

Das Obergoms und das Haslital sind heute nur via Grimselpassstrasse miteinander verbunden. Foto: Alamy

Bern Das Parlament hat sich auf
dieAusrichtung derAgrarpolitik
in den nächsten Jahren geeinigt.
Wie der Ständerat hat auch der
Nationalrat eine Vorlage ohne
zusätzliche Klimaziele verab-
schiedet. Die Rätewünschen sich
aber eine tiefer gehende Reform
in einigen Jahren. Die grosse
Kammer orientierte sich bei ih-
ren Beschlüssen weitestgehend
an den Beschlüssen des Stände-
rats vom Dezember. Im Stände-
rat hatten sich die Linke und im
Nationalrat mit der Linken auch
die GLP unzufrieden geäussert
mit der Vorlage. Ihre Wünsche
für mehr Verbindlichkeit für
Ökologie und Klima kamen aber
nicht durch.

Vor fast zwei Jahren legte das
Parlament die Agrarpolitik ab
2022 (AP22+) auf Eis undverlang-
te eine Langzeitperspektive für
die Landwirtschaft. Diese sollte
auchThemenwie Ernährungssi-
cherheit und Food-Waste bein-
halten. Der Bundesrat legte die-
sen Bericht im Sommer 2022 vor
und erntete nun im Parlament
Zustimmung.Die Regierung skiz-
ziert im Bericht den Weg der
Land- und Ernährungswirtschaft
bis 2050. Einbezogen hat sie die
gesamte Wertschöpfungskette,
vomBauernbetrieb über den Zwi-
schenhandel und die Verarbei-
tung bis hin auf den Teller. Die
Landwirtschaft soll nachhaltig
sein und mehr zur Ernährungs-
sicherheit beitragen als heute.

Gestützt auf den Bericht staf-
felte das Parlament die Umset-
zung derAgrarpolitik. Der Natio-
nalrat stimmte gestern denÄnde-
rungen im Landwirtschaftsgesetz
mit 129 zu 1 Stimme und 65 Ent-
haltungen von SP, Grünen und
GLPzu.Anpassungen imTierseu-
chengesetz passierten mit 152 zu
0 Stimmen und bei 43 Enthaltun-
gen. Anträge für ökologischeAn-
liegen fanden praktisch kein
Durchkommen. Ins Landwirt-
schaftsgesetz kommt weder ein
Absenkpfad für Treibhausgase
noch ein Ausbaupfad für mehr
Tierwohl. Unter dem Punkt
Produktionssicherheitsbeiträge
lehnte der Nationalrat Minder-
heitsanträge für besonders kli-
mafreundliche Betriebe sowie
Gelder für die gezielte Förderung
der Tiergesundheit ab. (SDA)

Parlament will
eine Agrarpolitik
ohne Klimaziele

Fall Dittli DerWaadtländerStaats-
rat hat ein externes Gutachten
überdie steuerliche Situationvon
Valérie Dittli (Die Mitte) in Auf-
trag gegeben. Die 30-jährige
Staatsrätin steht unter Beschuss,
weil sie ihren steuerlichenWohn-
sitz erst 2022 in den Kanton
Waadt verlegt hatte. Das Mandat
wurde dem Rechtsanwalt und
Steuerexperten Daniel Schafer,
Partner der Kanzlei Lenz & Stae-
helin in Genf, übertragen. Seine
Arbeitwird sich «auf die Prüfung
der Niederlassung und die Kon-
trolle der Steuerpflicht für die
Jahre 2016 bis 2021 in Bezug auf
das kantonale und eidgenössi-
sche Steuerrecht» beziehen, wie
derStaatsratmitteilte.DieWaadt-
länder Regierung weist darauf
hin, dass dieser Beschluss ge-
mäss denAusstandsregeln inAb-
wesenheit von Dittli gefasstwur-
de.Diese schliesse sich jedoch der
Massnahme an. Die Kantonsre-
gierung will das Ergebnis des
Gutachtens «so bald wie mög-
lich» veröffentlichen. (SDA)

Kanton setzt
Steuerprüfer ein

Drittlängster Tunnel der Schweiz

Die Kosten für den eingleisigen
Eisenbahntunnel betragen laut der
Grimsel AG rund 600 Millionen
Franken (rund 250 Millionen für die
Stromleitung, 350 Millionen für die
Schmalspurbahn). Neuste Berech-
nungen von Tunnelexperten gehen
allerdings von rund 750 Millionen
Franken aus.

Die geologischen Verhältnisse
sind dank vielen Bohrungen der
Kraftwerke Oberhasli AG bekannt
– mit fast ausschliesslich Granit
und Gneis sind sie gut geeignet für
den Tunnelbau. Laut einer Studie

der Hochschule St.Gallen kann
jährlich mit einer Frequenz von
rund 400’000 Personen gerechnet
werden.

Wird der Eisenbahntunnel
tatsächlich gebaut, wird er mit
einer Länge von fast 23 Kilometern
der längste Schmalspurtunnel der
Schweiz und einer der längsten
Europas sein. Hierzulande würde
der Grimseltunnel nach den
Normalspurbahnen Gotthard-Ba-
sistunnel (57,1 Kilometer) und
Lötschberg-Basistunnel (34,6 Kilo-
meter) auf Rang drei landen. (gr)

Grafik: db / Quelle: Grimseltunnel
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«Wennwir
ein Kabel verlegen,
dann sollte es
dochmöglich sein,
zu überlegen,
obman Synergien
nutzen kann.»
Ruedi Noser
Zürcher FDP-Ständerat
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Nachdem bereits die Gewerk-
schaften das Referendum ange-
kündigt haben, formiert sich
auch bei den Bauern und im
Gastgewerbe derWiderstand ge-
gen die Reform der beruflichen
Vorsorge.Der SchweizerBauern-
verband (SBV) hat gestern ent-
schieden, die Vorlage abzuleh-
nen.Die von den Räten beschlos-
sene Reform würde in der
Landwirtschaft zu Mehrkosten
für die berufliche Vorsorge von
fast 70 Prozent oder jährlich
rund 30 Millionen Franken füh-
ren. Das sei in der bereits ange-
spannten wirtschaftlichen Situ-
ation der Bauernbetriebe nicht
tragbar, sagt SBV-Präsident und
Mitte-Nationalrat Markus Ritter.

Auch die Verbände von Gastge-
werbe undHotellerie dürften die
Reform aus dem gleichen Grund
ablehnen, offiziell Stellung bezo-
gen haben Gastro Suisse undHo-
telleriesuisse indes noch nicht.
Vor allem in Branchenmit einem
hohenAnteil anTeilzeitangestell-
ten und Geringverdienern ist die
Skepsis gross. Die Reform hat
zum Ziel, dass Arbeitnehmende
mit tiefen Einkommen und Teil-
zeitangestellte künftig in der
zweiten Säule besser versichert
sind.Dieswird erreicht durch die
Senkung des Koordinationsab-
zugs, womit ein höherer Anteil
des Lohnes versichert ist.

Damit steigen aber auch die
Beiträge von Arbeitnehmenden

undArbeitgebern.Gastro-Suisse-
Präsident Casimir Platzer warnt
denn auch in einemSchreiben an
Parlamentarier vor hohen Zu-
satzkosten für seine Branche.
Laut Berechnungen des Verban-
des entstehen der Branche Zu-
satzkosten zwischen 230 und
256 Millionen Franken pro Jahr.

Wie reagiert die SVP?
Auch andere Branchen befürch-
ten hohe Zusatzbelastungen.Am
Donnerstag wird der Schweize-
rische Gewerbeverband Position
zur Reform beziehen. Diese be-
findet sich imparlamentarischen
Prozess auf der Zielgeraden.Am
Montag und Dienstag werden
National- und Ständerat voraus-

sichtlich die letzten Differenzen
bereinigen. Dann muss die Vor-
lage am Freitag, 17. März, noch
die Schlussabstimmung in bei-
den Kammern überstehen.

Im Ständerat dürfte die Re-
form eineMehrheit erhalten.Of-
fener ist der Ausgang im Natio-
nalrat. Dort wird die Linke wohl
geschlossen gegen die Reform
stimmen, FDP, Mitte und GLP
hingegen dafür. Offen ist, ob der
Widerstand von Gewerbe und
Bauern zu vielen Nein-Stimmen
in der SVP führt.

Obwohl Gewerbe- und Bau-
ernverband im bürgerlichen La-
ger verankert sind, will sich auf
bürgerlicher Seite wohl keine
Partei dem Vorwurf aussetzen,

Verbesserungen für Teilzeitan-
gestellte und damit vor allem für
Frauen zu verhindern.

Doch selbst wenn das Parla-
ment die Vorlage verabschiedet,
wird sie in derVolksabstimmung
einen schweren Stand haben.Die
Gewerkschaften kritisieren an
derReform, dass vieleVersicher-
te höhere Beiträge leistenmüss-
ten und trotz Kompensations-
zahlungen Rentenkürzungen
hinnehmen müssten. Für Ge-
ringverdiener wiederum habe
die Versicherungspflicht keinen
Nutzen, da sie imAlter trotzdem
auf Ergänzungsleistungen ange-
wiesen seien.

Markus Brotschi

Jetzt kommt der Aufstand der Bürgerlichen
Zweite Säule Der Bauernverband lehnt die Rentenreform ab, und auch die Gastrobranche ist skeptisch.

Brigitte Häberli-Koller hatte ge-
nug vom Frösteln – von kühlen
Kommissionszimmern und
Durchzug im Ratssaal. Auf An-
ordnung der Ständeratspräsi-
dentin ist es darum seit dieser
Woche im Bundeshaus vorbei
mit dem Sparen beim Heizen.

Wie diese Zeitung erfahren
hat,wiesHäberli-Koller amMon-
tag ihre Ständeratssekretärin an,
die Temperatur imRatssaalwie-
der auf die Werte von vor den
Energiesparmassnahmen setzen
zu lassen.Die Sekretärin gab da-
raufhin den Befehl an die Heizer
im Bundesamt für Bauten und
Logistik weiter. Die Temperatur
im Ratssaal sei aufgrund der
Zugluft zu tief, etliche Ratsmit-
glieder und Mitarbeitende seien
erkältet oder gar krank. Zudem
verfüge die Ständeratspräsiden-
tin über das Hausrecht für den
Ständeratssaal –was sie also be-
fuge, die Temperaturerhöhung
zu verlangen.

Bundesrat geht
mit gutemBeispiel voran
Damit ist im Bundeshaus die
Aussage der ehemaligen Ener-
gieministerin sozusagen Schnee
von gestern. Simonetta Somma-
ruga sagte noch im letzten
Herbst: «Für mich ist klar, dass
die öffentliche Verwaltung hier
mit gutem Beispiel vorangehen
muss – dass wir in öffentlichen
Gebäuden die Heizung etwas he-
runterdrehen.»

Damals – kurz vor dem Start
der Heizperiode – war die Sorge
vor einer Stromknappheit gross.
Der Bundesrat beschloss deshalb
eine Energiesparkampagne und
ordnete in allen Bundesbauten
eine Maximaltemperatur von
20 Grad an. Damit würden die
Vorgaben des Arbeitsrechts ein-
gehalten – und viel Energie ge-
spart,verkündete gleichzeitig das
Bundesamt für Energie. Durch
die Senkung der Raumtempera-
turen von 22 auf 20 Grad könn-
ten zwischen 12 und 20 Prozent
Heizenergie eingespart werden.

Merklich kühlerwurde dasAr-
beitsklima daraufhin auch im
Parlamentsgebäude, über das der
Bundesrat keine Befehlsgewalt
hat. Die Legislativewollte der Ex-
ekutive in nichts nachstehen und
drosselte die Innentemperatur
ebenfalls. Besonderswährend der
Wintersession imDezember frös-
telten danach viele Parlamenta-
rierinnen und Parlamentarier.

Die Bevölkerung soll sich
weiterhin einschränken
Damit ist nun also Schluss. Ein
Blick auf die altehrwürdigen
Thermometer im Nationalrats-
saal sowie im Vorzimmer des
Ständerats ergab gestern keine
Temperaturunterschiede zwi-
schen der grossen und der klei-
nenKammer.Beiderorts herrsch-
ten exakt 22 Grad.

Nicht tangiert sind von alle-
demdie Energiesparapelle an die
Bevölkerung. Sowill der Bundes-
rat die laufende Energiesparkam-
pagne auch im Winter 2023/24
weiterführen. Erst vor wenigen
Tagen hat er demParlament des-
halb einen Nachtragskredit von
7 Millionen Franken beantragt,
damit die Bevölkerungweiterhin
begreift, weshalb sie Strom spa-
ren muss.

Beni Gafner

Im Bundeshaus
sind die Heizungen
wieder aufgedreht
Energie sparen? Auf Befehl
der Ständeratspräsidentin
ist es im Parlament wieder
wohlige 22 Grad warm.

Alessandra Paone

Seit 15 Jahren sind die Schulen
schweizweit verpflichtet, Kinder
mit besonderemBildungsbedarf
in die Regelschule zu integrie-
ren. Verhaltensauffällige oder
lernschwache Schülerinnen und
Schüler bleiben in ihren Klassen
und werden punktuell durch
Heilpädagogen undHeilpädago-
ginnen betreut. Die Chancen-
gleichheit ist dabei das oberste
Gebot. Doch in der Praxis stösst
das System an seine Grenzen –
und derRuf nach einerRückkehr
zum separativen Schulmodell
wird immer lauter.

Eine um den Jahreswechsel
durchgeführte Tamedia-Umfra-
ge zeigt, dass sich die Wähler-
schaft in Zürich die Kleinklassen
zurückwünscht. Im Kanton Bern
stellt das Parlament dieselbe
Forderung. Und in Basel-Stadt
kämpft die Lehrergewerkschaft
mit einer Initiative für Förder-
klassen.

Gegnerinnen und Gegner ar-
gumentieren unter anderemmit
der stetigen Zunahme der Kin-
der, die gefördert werden müs-
sen. Das führe zu überlasteten
Lehrkräften undUnruhe imKlas-
senzimmer, klagen sie. Doch le-
diglich 3 Prozent der Kinder, die
eine Regelschule besuchen, be-
nötigen besondere Lehrpläne
oder verstärkte Massnahmen.
Das zeigt der soeben publizierte
Bildungsbericht, den die Schwei-
zerische Koordinationsstelle für
Bildung im Auftrag von Bund
und Kantonen erstellt hat.

Schlechte Durchmischung
ist ein Problem
«Überall werden Geschichten
kolportiert, dass es sich bald um
jedes zweite Kind handelt. Die
harten Fakten sprechen aber eine
andere Sprache», sagt Stefan
Wolter. Er ist Professor für Bil-
dungsökonomie an der Univer-
sität Bern und Mitautor des Bil-
dungsberichts. «Man muss sich
das so vorstellen, dass auf fünf
Schulklassen à 20 Schüler jeweils
drei Klassen kommen, die je ein
solches Kind integrierenmüssen,
und zwei Klassen ohne ein ein-
ziges Kind.» Es gebe auch keine

Anzeichen, dass Eltern wegen
der integrativen Schule der
Volksschule den Rücken kehrten,
sagt Wolter. Tatsächlich bleibt
derPrivatschulanteilmit 4,6 Pro-
zent relativ stabil und ist vor al-
lem in Regionen ausgeprägt, in
denen viele Expats leben.

Der Bildungsbericht hebt die
Vorteile der integrativen Förde-
rung für Kindermit besonderem
Bildungsbedarf hervor. Eine
Langzeitstudie mit Daten des
Kantons St. Gallen – allerdings
die einzige in der Schweiz – zei-
ge, dass sich die Massnahme
auch positiv auf die schulischen
Leistungen und die spätere Ar-
beitsmarktintegration auswirkt.
Für die betroffenen Schülerin-
nen und Schüler selbst könne die
Wirkung der integrativen Be-

schulung empirisch fast durch-
wegs positiv bewertet werden.

Der Erfolg der integrativen
Förderung hängt aber stark von
der Verteilung ab. Ein hoher An-
teil integrierter Kinderwirkt sich
negativ auf die schulische Leis-
tung der Mitschülerinnen und
Mitschüleraus.«DieRealität sieht
so aus, dass man vier Klassen
ohne ein einzigesKindmit beson-
derem Bildungsbedarf hat, aber
in einer einzigen Klasse sich
gleich drei solche Kinder befin-
den»,bestätigtWolter.Einemög-
lichst gleichmässige Verteilung
wäre für alle von Vorteil.

In Basel-Stadt wird das Prin-
zip der integrativen Förderung
besonders stark gelebt. Knapp
zwei Drittel der Kinder, die ver-
stärkteMassnahmen benötigen,

besuchten im Schuljahr 2020/21
die Regelschule. Entsprechend
häufig kommt es in Basel vor,
dass in einer Klasse gleich meh-
rere integrierte Schülerinnen
und Schüler sind – besonders an
Schulen in Quartierenmit einem
hohen Anteil von fremdsprachi-
gen Ausländern und bildungs-
fernen Familien.

Basler Komitee kämpft
für Förderklassen
Um die teilweise schwierige Si-
tuation in den Basler Klassen-
zimmern zu verbessern, fordert
ein Komitee aus dem Schulbe-
reichmit einerVolksinitiative die
Einführung von Förderklassen.
«Dass es in Basel immer mehr
Kinder mit besonderem Bil-
dungsbedarf gibt, ist keine kol-

portierte Geschichte, sondern im
Budget des Kantons klar ersicht-
lich», sagt Jean-Michel Héritier.
Er ist Präsident der Basler Leh-
rergewerkschaft,welche die Ini-
tiative tatkräftig unterstützt, und
arbeitet als Co-Klassenlehrer an
einer Primarschule.

EineVerteilung derKindermit
Förderbedarf aufmehrere Stand-
orte hält Héritier zumindest in
Basel nicht für realistisch. Dort
gilt nämlich das Prinzip der
Wohnortnähe; Kinder aus der
Nachbarschaft sollen gemeinsam
zur Schule gehen können. Poli-
tische Vorstösse, die eine besse-
re Durchmischung forderten,
scheiterten bisher.Auch die Idee
eines Busses, der Schülerinnen
und Schüler in ein anderes Quar-
tier fährt.

Brauchen tatsächlich immer
mehr Kinder Hilfe imUnterricht?
Integrative Schule Lehrkräfte und Eltern beklagen, dass immer mehr Kinder in der Schule Support benötigten.
Ein neuer Bericht zeigt: Das stimmt nicht. Der Autor spricht von «kolportierten Geschichten».

Ein hoher Anteil integrierter Kinder wirkt sich negativ auf die schulische Leistung der Mitschülerinnen und Mitschüler aus. Foto: Christian Pfander


